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EDMUND   STOIBER: 

Schilys Gesetz begrenzt 
Zuwanderung nicht 

* Bessere Integration • 
Begrenzung der Zuwande- 
rung und • Öffnung für 
Fachkräfte in Mangelberu- 
fen - das sind die drei 
Hauptforderungen, die Ed- 
mund Stoiber an ein Zu- 
^anderungsgesetz stellt, 
"em auch die unionsge- 
'ührten Länder im Bun- 
desrat zustimmen könnten. 

Der Regierungsentwurf 
erfülli diese Forderungen 
aber nicht. Er steht der Ziel- 
Setzung   der   Union   sogar 

„diametral" entgegen. Stoi- 
ber: „Auch der noch kurz vor 
der Bundestagsdebatte am 1. 
März veränderte Entwurf 
sieht keine Begrenzung, son- 
dern Erweiterung der Zu- 
wanderung vor." 

Schily habe nur bewiesen, 
wie leicht sich den Medien 
ein falscher Eindruck vermit- 
teln lässt - allein dadurch, 
dass man in den ersten Para- 
graphen ein irreführendes 
Wort hineinschreibt. 

Siehe auch: Seite 2-7 
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'ZUWANDERUNG 

ANGELA MERKEL: 

Der Punkt, Herr Bundes- 
kanzler, über den wir streiten 

Aus der Rede der 
Parteivorsitzen- 
den in der Bun- 
destagsdebatte 
über das Zuwan- 
derungsgesetz 
am 1. März: 

Der Gesetz- 
entwurf, den Sie 
vorgelegt haben, zeichnet 
sich - so weit noch richti- 
gerweise-dadurch aus, dass 
er zwei Gruppen von Zu- 
wanderung berücksichtigt, 
und zwar zum einen die hu- 
manitären Fälle und zum an- 
deren die Fälle des Arbeits- 
marktes. Bei den humani- 
tären Fällen haben wir uns 
genauso wie Sie weiter dem 
Art. 16 des Grundgesetzes 
verpflichtet und wir ver- 
pflichten uns ebenso wie 
Sie, die Genfer Flüchtlings- 
konvention einzuhalten, wie 
das alle Länder dieser Welt, 
die vernünftig sind, tun. 

Es wird aber niemand be- 
streiten, dass Sie in einer rela- 
tiv künstlichen Formulierung 

im Gesetzentwurf 
nicht von der Ein- 
haltung der Gen- 
fer Flüchtlings- 
konvention reden, 
sondern „in An- 
wendung der ..." 
sagen und dann 
die Sachverhalte 

erweitern. Das ist der Punkt, 
über den wir streiten. Herr 
Bundeskanzler, wenn Sie 
heute Morgen schon hätten 
anwesend sein können, dann 
hätten Sie gehört, dass Frie- 
drich Merz ausdrücklich dar- 
auf hingewiesen hat, dass in 
Fragen von Einzelfällen hu- 
manitärer Schicksale, die es 
in unserem Lande in der Tat 
gibt, mit uns darüber zu reden 
ist, wie wir diese Fälle lösen 
können. 

Es geht aber nicht mit ge- 
neral istischen Klauseln. Das 
will ich ausdrücklich sagen- 
Es stellt sich die Frage - das 
ist das eigentlich Neue und 
die interessante Situation- 
der wir uns alle in den ver- 
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BESCHäFTIGUNG 

gangenen Jahren nicht geöff- 
net hatten: Gibt es die Not- 
wendigkeit der Zuwande- 
rung aus eigenen deutschen 
Interessen und nicht nur aus 
Gründen der Humanität, de- 
nen wir uns verpflichtet füh- 
len? Diese Frage haben wir 
gemeinsam mit Ja beant- 
wortet, wir haben sie aber 
unterschiedlich beantwortet, 
was die Frage unserer Inter- 
essen betrifft. 

Zuwanderung in die 
sozialen Sicherungs- 
systeme und nicht in 

den Arbeitsmarkt 

Ich sage Ihnen, dass wir 
'n der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1972 eine 
Entwicklung haben, dass 
S|ch die Zahlen der ausländi- 
schen Bürgerinnen und Bür- 
ger, die bei uns leben, mehr 
als verdoppelt haben, wäh- 
rend die Zahl derer, die so- 
z,alversicherungspflichtige 
°eschäftigungsverhältnisse 
haben, geringer ist als 1972. 
^as heißt, es hat eine Zu- 
wanderung in die sozialen 
^'cherungssysteme gegeben 
und nicht in den Arbeits- 
markt. Diese Entwicklung 
^Uss umgekehrt werden. 
^s muss gesteuert werden, 
deshalb sagen wir: Es muss 
e,ne richtige Steuerung der 
^Wanderung nach Deutsch- 
end geben. 

ANGELA   MERKEL 

Rot-Grün zu Reformen auf dem 
Arbeitsmarkt unfähig 

Die Lage auf dem Arbeits- 
markt und die Reform der 
Bundesanstalt für Arbeit 
waren die wichtigsten 
Themen, die das Präsi- 
dium auf seiner Sitzung 
am 4. März in Berlin erör- 
tert hat. 

Inzwischen habe sich, 
wie die Parteivorsitzende 
auf einer Pressekonferenz 
erklärte, „erfreulicherwei- 
se" gezeigt, dass die Schrö- 
der-Regierung Vorschläge 
aus dem Konzept der CDU 
für eine „aktive Arbeits- 
marktpolitik" übernommen 
habe. Allerdings sei frag- 
lich, ob Rot-Grün überhaupt 
noch die Kraft aufbringe, 
die notwendigen Reformen 
durchzusetzen. So bekom- 
me der designierte Chef der 

Herr Bundeskanzler, es 
ist doch unstrittig, dass wir 
bei Fachpersonal - Ingeni- 
euren oder Technikern - 
durchaus Bedarf haben und 
dass wir mehr Studenten 
brauchen. Auf diesem Feld 
haben Sie mit Ihrer Green- 
Card einen relativ lockeren 
Vorschlag gemacht, bei dem 
eine Sache sehr interessant 
war. Es hat sich nämlich ge- 

Bundesanstalt für Arbeit, 
Florian Gerster, von Ar- 
beitsminister Riester bereits 
vor Amtsantritt „Sperrfeuer 
und Gegenwind". Zugleich 
machte Angela Merkel 
deutlich, dass die notwendi- 
gen Reformen von der Re- 
gierung vorgeschlagen wer- 
den müssten, nicht von der 
Verwaltung. 

Gerster hatte Einschnitte 
bei den Unterstützungslei- 
stungen für ältere Arbeits- 
lose gefordert. Diesen Ein- 
zelvorschlag bezeichnete 
die Parteivorsitzende als 
„falsch". Es sei ein „Irrweg, 
Menschen mit 55 oder noch 
jünger in den Vorruhestand 
zu schicken und dafür auch 
noch Transferleistungen 
auszugeben". 

zeigt, dass von 20 000 mög- 
lichen Informatikern gerade 
mal 5 000 gekommen sind, 
weil die Arbeitsbedingun- 
gen in Deutschland so sind, 
dass kein Interesse besteht, 
hier zu arbeiten. Das ist das 
Problem, das uns umtreibcn 
muss. 

Die Wahrheit ist doch, 
dass die 20 000 Plätze für In- 
formatiker gar nicht ausge- 
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ZUWANDERUNG 

schöpft sind und inzwischen 
wegen der Konjunkturlage 
mehr Informatiker entlassen 
worden sind, als überhaupt 
zu uns gekommen sind. Wir 
müssen deswegen doch gar 
nicht schreien, sondern wir 
sollten lieber versuchen, die 
Bedingungen an unseren 
Hochschulen und die Bedin- 
gungen für die Forschung zu 
verbessern. Das können wir 
an anderer Stelle machen. 

Eine Steuerung der 
Zuwanderung findet 

nicht statt 

Was Sie jetzt bei der 
Arbeitsmarktzuwanderung 
machen, das ist eine unspezi- 
fische Regelung, die nach un- 
serer Meinung eben gerade 
nicht sicherstellt, dass die 
Steuerung der Zuwanderung 
in den Arbeitsmarkt wirklich 
stattfindet. Wir haben die 
Sorge, die Befürchtung und 

auch die sichere Erkenntnis, 
dass hier wieder eine Zuwan- 
derung in die sozialen Si- 
cherungssysteme stattfinden 
wird. Das ist der Grund dafür, 
dass wir Nein sagen. 

Da Sie uns vielleicht nicht 
sofort glauben, muss ich Sie 
einfach noch einmal an das 
erinnern, was d ie B undesver- 
einigung der Deutschen Ar- 
beitgeberverbände zusam- 
men mit dem Deutschen Ge- 
werkschaftsbund Ihnen noch 
in die Ausschussberatungen 
hinein geschickt hat, näml ich 
dass der geplante § 39 des 
Aufenthaltsgesetzes geän- 
dert werden muss. Es heißt 
wörtlich: Die Vorschrift 
sieht in ihrer derzeitigen Fas- 
sung vor, dass die örtlichen 
Arbeitsämter jeweils nach 
Ermessen ihr eigenes Zu- 
wanderungsprogramm fest- 
legen können. 

Aufgrund wechselnder 
regionaler und politischer 
Interessenlagen werden auf 

WOLFGANG   BOSBACH 

Wir haben einen Mangel an Integration 
Die Zahl der Menschen, die wir jedes Jahr in unsere Gesell- 
schaft integrieren müssen, liegt in der Größenordnung der 
Einwohnerzahl von Städten wie Nürnberg oder Dortmund. 
Es gibt also unübersehbare Integrationsprobleme in vielen 
Teilen unsers Landes. Glauben Sie denn ernsthaft, wir könn- 
ten diese Probleme mit mehr Zuwanderung lösen? Wir ha- 
ben keinen Mangel an Zuwanderung. Wir haben einen er- 
kennbaren Mangel an Integration. 

Aus der Rede in der Bundestagsdebatte über Zuwanderung am I. März 

diese Weise unvorhersehba- 
ren und willkürlichen Ent- 
scheidungen Tür und Tor 
geöffnet. Das haben sie nicht 
im Januar geschrieben, son- 
dern das haben sie jetzt auf- 
grund der Veränderung ge- 
schrieben. Sie haben nichts 
weiter geändert, als dass Sie 
das Benehmen mit den Lan- 
desarbeitsämtern, die übri- 
gens der Bundeskanzler ab- 
schaffen will, herstellen. 
Sonst haben Sie nichts geän- 
dert, und Sie haben die Be- 
dingungen des DGB und der 
BDA nicht erfüllt. 

Wir sind an einer 
sachlichen Diskussion 

interessiert 

Herr Bundeskanzler, Sie 
haben gesagt, Sie möchten, 
dass die weitere Diskussion 
sachlich geführt wird. Wn" 
sind an dieser sachlichen 
Diskussion interessiert. Sie 
haben gesagt, Sie möchten 
nicht, dass der Bundesrat 
missbraucht wird. Genau 

daran sind auch wir interes- 
siert. Es gibt für den Bun- 
desrat ganz einfache Ver- 
fahrensvorschriften: Koa- 
litionsregierungen haben 
Verträge abgeschlossen, 

nach denen werden die Ent- 
scheidungen gefunden. In- 
sofern sehe ich der Debatte 
sehr gelassen und sehr ruhnj 
entgegen. UP 
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ZUWANDERUNG 

FRIEDRICH   MERZ: 

Zuwanderungsgesetz konzeptionell 
und handwerklich mangelhaft 

Aus der Rede des Vorsit- 
zenden der CDU/CSU- 
oundestagsfraktion in der 
Bundestagsdebatte über 
das Zuwanderungsgesetz 
arn 1. März: 

Wenn es richtig ist, dass 
dies ein großes, vielleicht so- 
§ar das größte Reformwerk 
der rot-grünen Koalition in 
dieser Legislaturperiode ist, 
dann stelle ich mir die Frage, 
warum der Bundesinnenmi- 
nister zu spät kommt - gut, 
das kann passieren-, und vor 
a'lem, warum der Herr Bun- 
deskanzler, der uns gestern 
Abend noch von München 
aus kritisiert hat, heute Mor- 
gen nicht auf der Regie- 
rungsbank sitzt. 

Gegenfrage 

Ich will einen zweiten 
Sachverhalt     beschreiben, 
der auffallend ist. In den 
eteten Tagen wurde immer 

£es<*gt, die rot-grüne Koali- 
l0n sei uns mit ihrem Ge- 

Setzentwurf in den wesentli- 
len   Dingen  entgegenge- 
0rnmen; es sei sozusagen 
berhaupt nicht mehr mög- 
'ch, dass wir ihn ablehnten. 

ar"i stelle ich doch einmal 

die Gegenfrage: Warum ist 
es das dritte Reformwerk 
dieser rot-grünen Koalition, 
bei dem nicht mit uns ge- 
sprochen wird, bei dem der 
Herr Bundeskanzler aber 
zum dritten Mal die Minister 
aus den PDS-regierten Län- 
dern im Kanzleramt emp- 
fängt, um über dieses Thema 
zu sprechen? 

Dieser Sachverhalt ist 
doch nicht ohne Bedeutung. 
Der Herr Bundeskanzler 
behauptet ständig, die Ko- 
alitionen von SPD und PDS 
in den Ländern seien eine 
Sache der betreffenden 
Länder. In Wahrheit haben 
die PDS-Minister schon 
längst - so war es auch in 
dieser Woche wieder nach- 
zulesen - an seinem Kabi- 
nettstisch Platz genommen. 
Diese Minister sind dabei, 
wenn es darum geht, rot- 
grüne Gesetze zu machen. 

Auch  über diesen  Tatbe- 
stand muss man reden. 

Herr Kollege Veit, Sie 
haben - ich rechne damit, 
dass dies heute im Laufe des 
Tages noch mehrfach pas- 
siert; wahrscheinlich wer- 
den dies alle Redner der Ko- 
alition tun - die Kollegen 
Geißler, Süssmuth und 
Schwarz-Schilling in den 
Zeugenstand gerufen. 

Respekt für andere 
Meinungen 

Ich will Ihnen dazu sa- 
gen, dass uns das nicht ge- 
fällt und ich mir gewünscht 
hätte, dass diesen Kollegen 
eine Ablehnung oder zumin- 
dest eine Enthaltung heute 
möglich gewesen wäre. Ich 
bedauere, dass sie sich so 
entscheiden. Ich respektiere 
ihre Haltung trotzdem. Sie 
werden Ihrem Gesetzent- 
wurf zustimmen, ohne dass 
es Repressionen in unserer 
Fraktion gegen sie gibt. 

Herr Kollege Veit, ich 
habe noch sehr gut in Erinne- 
rung, dass Sie am 16. No- 
vember des letzten Jahres zu 
den Abgeordneten im Deut- 
schen Bundestag gehörten, 
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ZUWANDERUNG 

die anlässlich der Vertrau- 
ensfrage hier gesagt haben, 
sie hätten sich von der ei- 
genen Bundesregierung er- 
presst gefühlt. Aus Ihrer 
Fraktion hat es rund 30 Ab- 
geordnete gegeben, die er- 
klärt haben, sie hätten bei der 
Vertrauensfrage des Bun- 
deskanzlers nur zugestimmt, 
damit die Koalition an der 
Macht bleibe; in der Sache 
seien sie aber anderer Auf- 
fassunggewesen. Ich will Ih- 
nen einmal sagen: Das unter- 
scheidet uns von Ihnen. 

Mit Hilfe der Geschäfts- 
ordnung das Ende der 
Debatte herbeigeführt 

Jetzt einige Anmerkun- 
gen zum Verfahren in dieser 
Woche. Es hat eine zwei- 
stündige Diskussion über 
140 Änderungsanträge im 
Innenausschuss des Bun- 
destages gegeben. Dann ha- 
ben Sie mithilfe der Ge- 
schäftsordnung ein Ende der 
Debatte herbeigeführt und 
haben alle unsere Ände- 
rungsanträge abgelehnt und 
Ihre eigenen durchgezogen. 
Sie sind noch nicht einmal in 
der Lage gewesen, die Fri- 
sten einzuhalten, die für die 
ordnungsgemäße Beratung 
eingehalten werden müssen. 

Dieses Gesetz ist kon- 
zeptionell und handwerk- 
lich  mangelhaft   und  ver- 

dient keine Zustimmung. 
Ich will unsere Ablehnung 
auch in der Sache begrün- 
den. Wenn Sie uns gesagt 
hätten, wir wollen eine Be- 
schleunigung der Asylver- 
fahren erreichen, dann hät- 
ten wir zugestimmt. Wenn 
Sie uns gesagt hätten, dass es 
darum geht, verfolgten 
Frauen einen besseren Sta- 
tus zu geben - es gibt bei- 
spielsweise in Berlin Ein- 
richtungen, in denen diese 
Frauen betreut werden -, die 
in ihren Herkunftsländern - 
zum Beispiel in Bosnien, auf 
dem Balkan oder anderswo 
- auf schlimme Weise ver- 
letzt und vergewaltigt wor- 
den sind, dann hätten Sie bei 
uns Zustimmung gefunden. 

In Wahrheit bezweckt 
dieses Gesetz aber etwas 
ganz anderes. Hier geht es 
um einen Paradigmenwech- 
sel bei der Einwanderung 
und der Zuwanderung in die 
Bundesrepublik Deutsch- 
land. Es geht darum, dass ei- 
nes der großen Projekte - 
insbesondere der grünen 
Partei - im Wahljahr reali- 
siert wird, nämlich der 
Wechsel hin zu einer mul- 
tikulturellen Einwande- 
rungsgesellschaft. Dies leh- 
nen wir ab. 

Sie heben mit diesem Ge- 
setz den Anwerbestopp auf, 
den es seit dem Jahre 1973 in 
Deutschland gibt. Der dama- 
lige   Bundeskanzler   Willy 

Brandt hatte erklärt, dass bei 
einer Arbeitslosigkeit von 
1,2 Prozent und bei einer 
Ausländerarbeitslosigkeit 
von 0,8 Prozent eine größere 
Zuwanderung nicht akzep- 
tiert werden könne. 

Sie lösen die 
Probleme nicht, Sie 

verschärfen sie 

Heute heben Sie bei einer 
Arbeitslosigkeit von 10 Pro- 
zent und einer Ausländerar- 
beitslosigkeit von 20 Pro- 
zent diesen Anwerbestopp 
auf. Dies ist mit dem An- 
spruch, den Sie stellen, näm- 
lich in Deutschland eine stär- 
kere Integration und mehr 
Beschäftigung gerade von 
Ausländern zu ermöglichen, 
nicht zu vereinbaren. Sie lö- 
sen kein einziges Problem; 
Sie verschärfen die Pro- 
bleme. 

Sie sehen in diesem Ge- 
setzentwurf eine Härtetall' 
regelung vor, die in Zukunft 
jedem Innenminister bei der 

Aufnahme zusätzlicher Aus- 
länder in die BundesrepU' 
blik Deutschland in einem 
sehr großen Umfang, also 
praktisch ohne jede Limitie' 
rung, Ermessen einräumt- 
Über die Härtefallregelung 

wird eine Begrenzung deS 

Ausländerzuzugs nacn 
Deutschland praktisch nicht 
mehr   möglich   sein.   'cl 
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föchte einen weiteren Punkt 
ansprechen: Sie regeln den 
Familiennachzug neu, und 
zwar insbesondere für dieje- 
nigen, die in Deutschland 
gegenwärtig nur geduldet 
sind. Über deren Status kann 
•flan sprechen. Aber über 
den Nachzug der Familien 
derjenigen, die nur geduldet 
sind-das sind etwa 150000 
"*i aber eigentlich ausreisen 
Müssten, werden Sie eine 
Wesentlich höhere Einwan- 
derung nach Deutschland 
und damit auch in die sozia- 
len Sicherungssysteme er- 
möglichen. Dies lehnen wir 
a°- Denn die sozialen Siche- 
•"Ungssysteme in Deutsch- 
end verkraften das nicht. 

Ihre Ausnahme- 
regelungen werden zum 

Regelfall 

Sie sehen eine neue Re- 
gelung in Bezug auf den 
^indesnachzug vor. Wir ha- 
ken Ihnen, obwohl wir der 
Meinung waren, dass der 
Zeitraum bis zu einem Alter 
v°n sechs bis zehn Jahren 
errichtige Zeitraum für den 

^achzug von Kindern ist, 
angeboten, sich mit uns auf 
inen   Nachzug   bis   zum 
wölften Lebensjahr zu eini- 

§en, wenn Sie gleichzeitig 
u' jede weitere Ausnahme- 

j^gelung verzichten. Das 
haben Sie sofort abgelehnt. 

Sie sehen Ausnahmerege- 
lungen vor, die den Nachzug 
von Kindern nach Deutsch- 
land bis zum 18. Lebensjahr 
zum Regelfall machen wer- 
den. Dies lehnen wir ab, und 
dabei wird es auch bleiben. 
Zum Schluss möchte ich, 
Herr Bundesinnenminister, 
feststellen: Wir haben hier 
häufig über die Integration 
gesprochen. Ich möchte da- 
ran erinnern, dass unsere 
Fraktion vor mehr als drei 
Jahren im Januar 1999 im 
Deutschen Bundestag, der 
damals noch in Bonn war, 
ein umfassendes Konzept 
zur Integration der in 
Deutschland lebenden Aus- 
länder vorgelegt hat. 

Sie haben diesen Antrag 
auf Verbesserung der Inte- 
gration der in Deutschland 
lebenden Ausländer sofort 
abgelehnt. Dass Sie Integra- 
tion nicht wirklich wollen, 
sondern dass ein ganz ande- 
res gesellschaftliches Leit- 
bild hinter dem Gesetzent- 
wurf steht, den wir heute 
verabschieden sollen, das 
will ich an einer einzigen 
Bestimmung dieses Gesetz- 
entwurfes deutlich machen: 
Nach einem Aufenthalt von 
zwei Jahren in Deutschland 
gibt es gemäß der §§ 44 und 
45 des Entwurfes eines 
neuen Aufenthaltsgesetzes 
- ich habe den Gesetzent- 
wurf gestern Abend noch 
einmal sehr genau gelesen - 

für keinen in Deutschland 
lebenden Ausländer mehr 
die gesetzliche Verpflich- 
tung zum Besuch von Inte- 
grationskursen. Damit ist je- 
der Anspruch auf Integra- 
tion in die deutsche Gesell- 
schaft aufgegeben worden. 
Deswegen lehnen wirdiesen 
Gesetzentwurf ab. 

Mehrheit der Deut- 
schen ist ausländer- 

freundlich und tolerant 

Sie versuchen, uns mit 
Stellungnahmen des Präsi- 
denten des DIHK, der Kir- 
chen, der Arbeitgeberver- 
bände, der Gewerkschaften 
und vielen anderen unter 
Druck zu setzen. Wir wissen 
aber, dass die überwiegende 
Mehrheit der deutschen Be- 
völkerung weltoffen, auslän- 
derfreundlich und tolerant 
ist. Die deutsche Bevölke- 
rung hat in den letzten Jahr- 
zehnten eine solche Aufnah- 
mebereitschaft und Auslän- 
derfreundlichkeit unter Be- 
weis gestellt, wie dies in kei- 
nem anderen europäischen 
Land der Fall war. 
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ZU DEN NEUESTEN ARBEITSL0SENZAHLEN 

GENERALSEKRETäR LAURENZ MEYER: 

Rot-Grün kann es einfach nicht: 
Chaos statt Konzepte 

Die Zahl der Arbeitslosen 
steigt proportional zu den 
untauglichen Lösungs- 
vorschlägen dieser Bun- 
desregierung. Die Lage ist 
beklemmend. 

Während rund 4,3 Mil- 
lionen Menschen arbeitslos 
sind, ist Rot-Grün nicht in 
der Lage, sich den Anforde- 
rungen einer modernen und 
nachhaltigen Arbeitsmarkt- 
politik zu stellen. Die Zeche 
zahlen die Menschen, die 
einmal Hoffnung in diese 
Regierung gesetzt haben. 

Statt die Einstellungs- 
bedingungen für die große 
Gruppe der älteren Arbeit- 
nehmer durch Flexibilisie- 
rung des Arbeitsmarktes zu 
verbessern, wird diskutiert, 
mit der Holzhammerme- 
thode älteren Erwerbslosen 
das Arbeitslosengeld zu kür- 
zen. Das lehnen wir ab. 

Hin und hergerissen zwi- 
schen Gewerkschaftslyrik 
und „die-Mitte-ist-links-Pa- 
rolen" wird jeder neue Denk- 
anstoß im Keim erstickt. Statt 
dessen soll die bedrückende 
Situation durch Parallelstati- 
stiken schön gerechnet wer- 
den. Darin hat Rot-Grün ja 
Übung. Schon die Zahl der 
Erwerbstätigen hat Rot- 
Grün zu Beginn der Legisla- 
turperiode dadurch gepusht, 
dass man die 630-Mark-Jobs 
dazugerechnet hat. Allein im 
Jahr 2000 wurde dadurch die 

Peter Rauen: Kurswechsel nötig 
Eine Besserung auf dem Arbeitsmarkt ist ohne Kurswech- 
sel in der Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und Arbeitsmarkt- 
politik nicht zu erwarten. Schon seit Anfang 2001 herrscht 
in der Binnen Wirtschaft Rezession. Die um außenwirt- 
schaftliche Einflüsse bereinigte volkswirtschaftliche 
Wachstumsrate ist seit dem 2. Quartal 2001 negativ (2. 
Quartal: -0,7 %; 3. Quartal -1,4 %; 4. Quartal -2,1 %). 

Zahl der neu geschaffenen 
Stellen um 1,8 Millionen 
nach oben frisiert. 

Ablenkungsversuch 

Auch die Diskussion um 
die Reform der Bundesan- 
stalt für Arbeit dient für 
Schröder einzig und allein 
dem Ziel, vom Versagen der 
eigenen Regierung bei der 
Verhinderung von Arbeits- 
losigkeit abzulenken. 

Es reicht nicht, Menschen 
erst dann zu helfen, wenn sie 
bereits arbeitslos sind. Die 
Regierung muss handeln, 
um die Rahmenbedingun- 
gen für mehr Beschäftigung 
zu verbessern. Das aber kann 
Schröder schon deshalb 
nicht, weil er keine Konzepte 
hat. Chaos statt Konzepte, 
dass ist die sozialpolitische 

Philosophie dieser Bundes- 
regierung. 

Die Union beharrt wei- 
terhin auf ihren Forderun- 
gen zur Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes. Deutsch- 
land braucht mutige Refor- 
men und eine Regierung, d'e 

sie tatkräftig umsetzt. Diese 
Bundesregierung kann es 
einfach nicht. • 
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GRUPPE   DER   FRAUEN   DER   CDU1 

ANNETTE   WIDM ANN-MAuz: 

Unionsfrauen und Stoiber einig: Mehr 
für die Frauen in Deutschland erreichen 

Nach einem Gespräch der 
Gruppe der Frauen der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion mit dem Kanzler- 
kandidaten Edmund Stoi- 
ber am 28. Februar er- 
klärte die Vorsitzende der 
Gruppe: 

Edmund Stoiber setzt 
richtige und wichtige Zei- 
chen. Im Gegensatz zu Bun- 
deskanzler Schröder sind für 
ihn Frauen- und Familien- 
Politik elementar wichtige 
Politikfelder. Dies hat unser 
Kanzlerkandidat Edmund 
Stoiber bei der Sitzung der 
Etappe der Frauen deutlich 
§emacht. Er betonte auch, 
dass er auf die Kompetenzen 
der weiblichen Mitglieder 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion auf keinen Fall ver- 
achten könne. 

Der Kanzlerkandidat der 
Ur,ion nannte unter anderem 
olgende Themen, bei denen 

er sich nach einer gewonne- 
nen Bundestagswahl im 
^inne der Frauen mit gro- 
5em Engagement einsetzen 
Wird; 

1 Verbesserung der Situa- 
'°n von Frauen auf dem Ar- 

be'tsmarkt 
* Unterstützung der Fami- 
ler> durch die Umsetzung 

des von der Fraktion be- 
schlossenen Konzeptes 
„Faire Politik für Familien" 
mit den neuen Ansätzen zur 
Umsetzung der Vereinbar- 
keit von Familie und Er- 
werbstätigkeit, zur Erlan- 
gung sozialer Gerechtigkeit 
für Erziehende und zur Stär- 
kung der Elternkompetenz 
• Verbesserung der Verein- 
barkeit von Familie und Be- 
ruf durch den bedarfsge- 
rechten Ausbau von Kinder- 
betreuungsmöglichkeiten 
• Bessere Zusammenarbeit 

mit den Wirtschaftsunter- 
nehmen und Entwicklung 
von Strategien zur Förde- 
rung von Frauen in Füh- 
rungspositionen. 

Bei dem Gespräch mit 
unserem Kanzlerkandida- 
ten ist den Mitgliedern der 
Gruppe der Frauen eines 
mehr als klargeworden: Mit 
Edmund Stoiber als Kanzler 
können wir mehr für die 
Frauen in Deutschland er- 
reichen. Packen wir's an, 
damit er die Gelegenheit 
dazu erhält! 

..STADTPOLITIK zwischen Krisenmanagement und 
Zukunftsgestaltung" ist das Thema des Referats, das der 
Landesvorsitzende der CDU Sachsen, Georg Milbradt, 
am 26. März in Chemnitz halten wird. Eingeladen hat 
dazu die Konrad-Adenauer-Stiftung. Im Rahmen eines 
kommunalpolitischen Forums werden Fragen zu „Städ- 
ten mit Zukunft und Tradition" gestellt, diskutiert und be- 
antwortet. Aus München kommt der bayerische Innen- 
minister Günther Beckstein. 
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'INFORMATIONSREISE  DES   KANZLERKANDIDATEN 

INTERVIEW     MIT   ECKHARDT   REHBERG 

Die Wahl am 22. September 
entscheidet sich im Osten 

Im Wahlkampf 1998 hatte 
Gerhard Schröder den 
Aufbau Ost zur „Chefsa- 
che" erklärt und Besse- 
rung insbesondere am Ar- 
beitsmarkt versprochen. 
Rund dreieinhalb Jahre 
später ist offensichtlich, 
dass seine Regierung mit 
diesem Versprechen eben- 
so gescheitert ist wie mit 
langfristigen Perspektiven 
für den Aufbau Ost. 

Eckhardt Rehberg, Lan- 
desvorsitzender  der  CDU 
Mecklenburg-Vorpommern, 
hat   Kanzlerkandidat   Ed- 
mund Stoiber bei seiner er- 
sten Informationsreise nach 
Neubrandenburg begleitet. 

War es wichtig und 
richtig, Herr Rehberg, 
dass Edmund Stoiber 
seine erste Informati- 
onsreise als Kanzler- 
kandidatgerade nach 
Neubrandenburg un- 
ternommen hat? 

Eckhardt   Rehberg:   Ed- 
mund Stoiber hat ein Zei- 
chen gesetzt, dass er kein 
„Sunshine-Politiker"  ist, 
sondern dorthin geht, wo die 
Probleme am größten sind, 
wo es weh tut. Neubranden- 
burg  ist der Arbeitsamts- 
bezirk mit der bundesweit 

höchsten Arbeitslosigkeit. 
Angesichts der Lage in der 
Region gehört dazu eine 
gehörige Portion Mut. Die 
Menschen fühlen sich mit 
ihren Problemen von der 
Bundes- und Landespolitik 
allein gelassen. Die soge- 
nannte „Chefsache Ost" ist 
nur eine plumpe Wählertäu- 
schung gewesen. Die Ent- 
täuschung ist groß. Die 
Schere zwischen den neuen 
und alten Ländern geht in ei- 
nigen Regionen dramatisch 
auseinander... 

... die Unterschiede 
zwischen den Arbeitslo- 
senzahlen in den alten 
und neuen Bundeslän- 
dern sind wirklich er- 
schreckend ... 
Eckhardt Rehberg: Die 

Arbeitslosigkeit lag in un- 
serem Land im Januar bei 
19,8   Prozent.   Zwischen 
wirtschaftlich gut geführten 

Ländern und uns liegen 
Welten. Besonders jüngere 
und ältere Menschen sind 
von der Arbeitslosigkeit be- 
troffen. Die Probleme wer- 
den einfach verdrängt. Die 
Perspektivlosigkeit hat dazu 
geführt, dass junge moti- 
vierte Menschen in Scharen 
das Land verlassen. Das ist 
eine Abstimmung mit den 
Füßen, ein Sterben auf Ra- 
ten. Dabei haben wir im 
Land alle Möglichkeiten, 
bessere wirtschaftliche Rah- 
menbedingungen zu schaf- 
fen. Das Potenzial ist groß, 
es wird nur nicht genutzt. 

In Berlin haben wirkeine 
Lobby. Beispielsweise hat 
sich der Kanzler für Ham- 
burg als Airbusstandort aus- 
gesprochen. In Rostock ha- 
ben wir weitaus günstigere 
Standortbedingungen. Eine 
Großinvestition dieser Art 
in der Nähe von Rostock 
hätte unserem Land einen 
enormen Schub verpasst. Es 
geht um die fehlende Unter- 
stützung seitens der Bundes- 
regierung, die nicht einmal 
Geld kosten würde, aber zu- 
kunftsentscheidend ist. 

In den Medien wurde 
und wird angemerkt, 
ein Bayer könne im 
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INFORMATIONSREISE   DES   KANZLERKANDIDATEN 

Rest der Republik - zu- 
mal im Norden und 
Osten -nur Unver- 
ständnis ernten. Aus- 
serdem seien die Pro- 
bleme in den neuen 
Bundesländern dem 
Unions-Kanzlerkandi- 
daten fremd. Teilen Sie 
diese Einschätzung? 

Eckhardt Rehberg: Nun, 
dies ist ja vor allem die Ge- 
genstrategie der SPD, den 
Menschen solche Märchen 
unterzujubeln.  Ich glaube 
nicht, dass jemand darauf 
•"einfällt.   Edmund   Stoiber 
kann mit einer beispiellosen 
Bilanz für sein Land auf- 
warten. Das ist sein Job. Er 
•st führungsstark und kom- 
petent. Die sicher vorhan- 
denen Showqualitäten des 
Kanzlers haben uns leider 
nicht voran gebracht. Wir 
hauchen wieder einen Kanz- 
•er, der die Probleme der Län- 
der und die Sorgen der Men- 
schen ernst nimmt. Ich habe 
Edmund Stoiber all die Jahre 
a's einen sehr aufmerksa- 
men und fachkundigen Ge- 
sprächspartner kennen  ge- 
errit. Sein Ansatz, eine Zu- 

Kunftsoffensi ve für die neuen 
Länder  zu  entwickeln,   ist 
Soldrichtig. Das werden wir 
§erneinsam anpacken. Mit 
Unserem Programm und den 
darin enthaltenen Maßnah- 
men werden wir die Men- 
' chen überzeugen. Ich weiß, 
dass Edmund Stoiber sich für 

ganz Deutschland genau so 
stark einsetzen wird wie für 
sein Bundesland. 

Edmund Stoiber hat 
in Neubrandenburg be- 
tont, dass er nichts ver- 
sprechen wird, was 
nicht eingehalten wer- 
den kann. Wo sehen Sie 
die vordringlichsten 
Aufgaben? 

Eckhardt Rehberg: Das ist 
korrekt. Leere Versprechen 
haben die Menschen genug 
gehört. Wir müssen die För- 
der- und Investitionspolitik 
neu orientieren, damit sie 
tatsächlich   Wachstumsim- 
pulse für die neuen Länder 
auslöst. Wir müssen weg 
von der uneffektiven Gieß- 
kannenpolitik. Die Arbeits- 
marktpolitik muss dringend 
dereguliert und wichtige Re- 
formen im Sozial-, Gesund- 
heits- und Steuerbereich auf 
Bundesebene müssen ange- 
schoben werden. Außerdem 
brauchen die neuen Länder 
wieder eine Lobby in der 
Bundespolitik.  Neben der 
wirtschaftspolitischen    Un- 
terstützung muss der Osten 
wieder   Herzenssache   des 
Kanzlers werden. 

Sie haben am 22. Sep- 
tember selbst Landtags- 
wahl in Mecklenburg- 
Vorpommern. Kann 
man da überhaupt ei- 
nen Landtagswahl- 
kampf führen? Und 
welche landes- 

politischen Akzente 
setzen Sie? 

Eckhardt   Rehberg:   Das 
ist in der Tat in der heißen 
Wahlkampfphase etwas 
schwierig. Wir haben des- 
halb unsere inhaltliche Of- 
fensive bereits im Februar 
gestartet. Als erste Partei ha- 
ben wir ein umfassendes und 
konkretes Wahlprogramm 
vorgelegt. Ebenfalls im Fe- 
bruar haben wir ein alle Be- 
reiche abdeckendes Kon- 
zept gegen die verheerende 
Abwanderung vorgestellt. 
Weitere Konzepte folgen 
in regelmäßigen Abständen. 
Die Abwanderung ist das 
Wahlkampfthema Nr. 1. 
Jede Familie ist inzwischen 
davon betroffen, unser Land 
blutet aus. Wir wollen das 
Problem nicht verdrängen, 
sondern entschlossen an- 
packen. 

Weitere Schwerpunkte 
sind die Wirtschafts- und 
die Bildungspolitik sowie 
die innere Sicherheit. Dadie 
Menschen von der trägen 
und kraftlosen SPD/PDS- 
Landesregierung die Nase 
gestrichen voll haben, sehe 
ich für die CDU sehr gute 
Chancen, einen Regierungs- 
wechsel herbeizuführen. 
Dabei arbeiten wir mit dem 
Kanzlerkandidaten Edmund 
Stoiber und der Parteivor- 
sitzenden Angela Merkel 
sehr eng und geschlossen 
zusammen. UD 
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VERFASSUNGSGERICHTSURTEIL 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ  MEYER: 

Die rot-grüne Rente ist ein 
Scherbenhaufen 

Mit dem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts 
zur nachgelagerten Be- 
steuerung ist knapp neun 
Monate nach Verkündung 
der Reform das rot-grüne 
Rentenkonzept hinfällig 
und muss komplett über- 
arbeitet werden. 

Das Urteil macht deut- 
lich: Die von der Bundesre- 
gierung gepriesene Renten- 
reform stand von Anfang an 
auf tönernen Füßen. Die 
Rentenreform hätte nicht 
ohne die Berücksichtigung 
der offenen Besteuerungs- 
frage in die Wege geleitet 
werden dürfen. CDU und 
CSU haben während der Be- 
ratung der Reform immer 
wieder auf diesen Missstand 
hingewiesen und den Ge- 
setzentwurf unter anderem 
auch deswegen abgelehnt. 
Die Union ist jetzt vom Bun- 
desverfassungsgericht aus- 
drücklich in ihrer Position 
bestätigt worden. 

Die rot-grüne Bundesre- 
gierung hat in den vergange- 
nen Jahren sehr viel Ver- 
trauen bei Arbeitnehmern 
und Rentnern durch viele 
nicht gehaltene Verspre- 
chungen verspielt. Erst kürz- 
lich konnte sie einen Anstieg 

der Rentenbeiträge verhin- 
dern, indem sie die Schwan- 
kungsreserve um rund 3 Mil- 
liarden Euro absenkte. Die 
Rentenkassen sind bei Rot- 
Grün in keinen guten Hän- 
den. Die zum 1. Januar aber- 
mals erhöhte Ökosteuer hat 
nicht zu einer Senkung der 
Rentenbeiträge geführt. 

Die rot-grüne Bundes- 
regierung muss umgehend 
drei Fragen beantworten: 
• Wie kann eine zusätzli- 

che Belastung der Rent- 
nerinnen und Rentner 
vermieden werden? 
Die Rentenreform muss 

neu aufgerollt werden, dem 
Parlament muss ein verfas- 
sungskonformer Vorschlag 
zur Besteuerung der Alters- 
renten vorgelegt werden, da- 
mit die Wähler wissen, was 
nach der Wahl auf sie zu- 
kommt. Dabei wird darauf zu 
achten sein, dass die Renten- 
reform nicht einseitig zu La- 
sten der gegenwärtigen Ren- 
tenbezieher geht, anderer- 
seits die jetzigen Beitrags- 
zahler steuerlich ausreichend 
entlastet werden. Eine Dop- 
pelbesteuerung werden wir 
nicht zulassen. 
• Wie soll das von der 

Bundesregierung   ver- 

sprochene     Rentenni- 
veau gehalten werden? 
Nach der Entscheidung 

des Bundesverfassungsge- 
richtes ist ein Kernelement 
der Rentenreform, das ver- 
sprochene Rentenniveau 
von mindestens 67%, schon 
jetzt in Frage gestellt. Die 
Bundesregierung hat sich 
allerdings gesetzlich ver- 
pflichtet, geeignete Maß- 
nahmen zu treffen, wenn 
eine solche Unterschreitung 
droht. Die Bundesregierung 
muss jetzt den Rentnern und 
Beitragszahlern mitteilen, 
wie sie ihre Zusagen ein- 
halten will. 
• Wie will Eichel sein Ver- 

sprechen halten, bis 2004 
einen    ausgeglichenen 

Haushalt vorzulegen? 
Die finanziellen Auswir- 

kungen des Urteils betragen 
in der Endstufe rund 25 Mil- 
liarden Euro pro Jahr im Bun- 
deshaushalt. Herr Eichel is1 

aufgefordert,  ein  Konzept 
vorzulegen, aus dem sich er- 
gibt, wie er die Probleme fi- 
nanzieren will, ohne Rentner 
und  Beitragszahler zusätz- 
lich zu belasten, und wie er 

vor diesem Hintergrund sei- 
ne Sparzusagen gegenüber 

der EU einhalten will.     U,J 
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KURZ  &   BüNDIG 

ALS VERSAGER sehen 
44 Prozent der Bürgerinnen 
und Bürger von Sachsen- 
Inhalt Ministerpräsident 
Reinhard Höppner. Nur 37 
Prozent finden, dass er seine 
Sache gut macht. Nach einer 
aktuellen Umfrage des Leip- 
z'ger Instituts für Marktfor- 
schung liegen allerdings die 
Tolerierungspartner SPD 
und PDS -in der Addition- 
yorn, obwohl Rot-Rot als 
Regierungsbündnis nicht 
e'nmal von einem Drittel der 
Gefragten gewollt wird. 

RIGOROSE sparbeschiüs- 
Se des Berliner Senats haben 
nach einer Forsa-Umfrage 
2u einem dramatischen Ein- 
bruch bei den Sympathieno- 
ten der beiden Hauptakteure 
yon Rot-Rot geführt. Die 
Arbeit des Regierenden Bür- 
germeisters Klaus Wowe- 
re't wird auf der Skala von 
Plus fünf bis minus fünf nur 
n°ch mit 0,8 bewertet, der 
neue Wirtschafssenator, PDS- 
Politiker Gregor Gysi, ist 
11,11 0,6 noch näher an die 
^ull-Linie herangerückt. 

^ENIG VERTRAUEN - 
namüch von nur 27 Prozent 
Qer Deutschen - wird der 
Stierenden Bundesregie- 
rung entgegengebracht. Das 
Kabinett Schröder rangiert 
ach einer Umfrage von 

fader's Digest hinter Kir- 
chen, Radiosendern, Poli- 

zei, Tageszeitungen, Post 
und Fernsehen. Selbst inter- 
nationale Unternehmen und 
Gewerkschaften sind mit 36 
und 32 Prozent vertrauens- 
würdiger. Ganz schlecht 
schneidet die Schröder-Re- 
gierung mit ihrer Arbeits- 
markt- und Rentenpolitik 
ab: der trauen nämlich nur 
15 bzw. 14 Prozent der Be- 
fragten über den Weg. 

GERADE MAL ein halbes 
Prozent der 6.500 Mitglie- 
der der Arbeitsgemeinschaft 
Selbständiger Unternehmer 
(ASU) wünscht nach einer 
Umfrage eine Fortsetzung 
der rot-grünen Koalition 
nach den Bundestagswah- 
len. 70 Prozent wollen eine 
CDU/CSU-FDP-Regierung. 
78 Prozent ziehen Edmund 
Stoiber dem momentanen 
Amtsinhaber vor. 

DAZUGEWONNEN ha- 
ben im vergangenen Jahr 
nach der offiziellen Statistik 
für die Gesetzliche Kran- 
kenversicherung (GKV) die 
Betriebskrankenkassen: 5,8 
Prozent neue Mitglieder. 
Entsprechend hat sich der 
Mitgliederschwund bei den 
großen Krankenkassen - 
AOK und DAK - fortgesetzt. 
Insgesamt hatten die gesetz- 
lichen Kassen im Januar 
2002 noch 50,96 Millionen 
Mitglieder - gut 35.000 we- 
niger als vor Jahresfrist. 

DIE   STÄRKUNG der 
Hauptschule - das ist vor 
dem Hintergrund der Pisa- 
Studie ein „besonderes An- 
liegen" der CDU-Landtags- 
fraktion in Baden-Württem- 
berg. Georg Wacker, bil- 
dungspolitischer Sprecher 
der Fraktion: „Mit dem Pro- 
jekt Hauptschule streben wir 
einen höheren Praxisbezug 
der Hauptschulen an, Ver- 
besserung der Lern- und 
Leistungsbereitschaft, aber 
auch die Ausbildung sozia- 
ler Kompetenzen bei den 
Hauptschülern." Großen 
Wert legt die CDU darauf, 
dass in den Bildungsplänen 
der Hauptschulen die für 
eine Berufsausbildung wich- 
tigen Kernkompetenzen 
größeres Gewicht erhalten 
als bisher. 

SCHARFE KRITIKanden 
Schulreformplänen der in 
Hannover regierenden Sozi- 
aldemokraten hat die nieder- 
sächsische CDU geübt. Die 
SPD wolle „aus ideologi- 
schen Gründen ganz offen 
den Weg in die Gesamt- 
schule" gehen, sagte der 
stellvertretende Vorsitzende 
der CDU-Landtagsfraktion, 
Bernd Busemann. Von einer 
Abschaffung der nur in Nie- 
dersachsen existierenden 
Orientierungsstufe sei bei 
der SPD keine Rede mehr. 
Busemann: „Hier wird der 
Schulkrieg angezettelt." UD 
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'AUS    DER    CDU / C SU-BUNDESTAGSFRAKTI 0N 

FRIEDRICH   MERZ 

Die Räder greifen nicht 
mehr ineinander 

Aus der Rede des Vor- 
sitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion auf 
dem Kongress „Arbeit für 
alle - Konzepte für mehr 
Beschäftigung" am 6. 
März in Gelsenkirchen: 

In den Düsseldorfer 
Leitsätzen „Zur Verwirkli- 
chung der Sozialen Markt- 
wirtschaft" aus dem Jahre 
1949 findet man die von 
Ludwig Erhard formu- 
lierte Maxime wieder: 

„Diebeste Sozialpolitik 
nützt nichts, wenn sich 
nicht Wirtschafts- und So- 
zialordnung wechselseitig 
ergänzen und fördern." 

Wir sind in unserem 
Land genau an diesem 
Problem angelangt. 

Die Wirtschafts- und 
Sozialordnung in unserem 
Lande ergänzen sich nicht 
mehr. Die Räder greifen 
nicht mehr ineinander. Sie 
blockieren sich gegensei- 
tig. Dies wird an vielen 
Beispielen deutlich. 

Wenn in unserem Lande 
im zurückliegenden Jahr 
die Schattenwirtschaft weit 
kräftiger gewachsen ist als 

die offizielle Wirtschaft, 
dann ist offenkundig Arbeit 
genug vorhanden. Aber 
ebenso offenkundig wird 
dadurch auch, dass ein 
Übermaß an Regulierung 
und Abgabenbelastung die 
Leistungsbereitschaft der 
Menschen hemmt. 

Dies führt dazu, dass 
sich wirtschaftliche Dyna- 
mik nur noch in Bereichen 
minderer Regulierungs- 
dichte wirklich entfalten 
kann. Wenn im zurücklie- 
genden Jahr das wirtschaft- 
liche Wachstum im Mittel- 
stand und im Handwerk 
deutlich unter dem oh- 
nehin schon schwachen ge- 
samtwirtschaftlichen 
Durchschnitt liegt, so ist 
diesein deutliches Indiz für 
die schwierige Lage klei- 
ner und mittelständischer 
Unternehmen. Also jener 
Unternehmen, die in der 
Vergangenheit deutlich 
am meisten zur Schaffung 
von mehr Ausbildungs- 
und Arbeitsplätzen beige- 
tragen haben. 

1UEH7J 
Wortlaut der Rede: 

www.cducsu.de 

Armutszeugnis 
• Auch die jetzt geplante 
„Nachbesserung" bei der 
Abschaffung des Haushalts- 
freibetrags ändert nichts 
daran: Rot-Grün streicht den 
Alleinerziehenden in den 
nächsten Jahren bis zu 1.300 
Euro pro Jahr. Zwar sollen 
nun auch Ein-Eltern-Fami- 
lien, die erst ab 2002 allein 
mit ihrem Kind leben, den 
reduzierten Haushaltsfrei- 
betrag erhalten. Die „Kor- 
rektur" ist aber nur ein Gna- 
denaufschub: • Der Haus- 
halts frei betrag wurde ab 
2002 drastisch reduziert. • 
Er wird bis 2005 weiter re- 
duziert. • Dann wird er ab- 
geschafft, und alle Alleiner- 
ziehenden werden steuer- 
lich wie singles behandelt- 
Maria Böhmer, stellvertre- 
tende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 
„Das ist Haushaltssanierung 

auf dem Rücken derer, die 
laut Armutsbericht der Bun- 
desregierung zu den ärmsten 

Familien gehören." 

Wahlbetrug 
• Nach der Bundestagswahl 

sollen alle Rentner Kassen- 
beiträge auf ihre gesamten 
Einkünfte leisten. Das steckt 
hinter dem 10. Änderung«' 
gesetz des Sozialgesetz 
buchs (SGB), das jetzt in ~ 
und 3. Lesung von Rot-Grün 
verabschiedet worden >st- 
Es führt, wie der gesund- 

2- 
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heitspolitische Sprecher 
der CDU/CSU, Wolfgang 
Lohmann, erklärte, außer- 
dem zu Mindereinnahmen 
von bis zu 0,3 Milliarden 
Euro. Bei einem Defizit von 
bereits heute 2,5 Milliarden 
Euro ist das ein zusätzlicher 
Druck auf die Kassen, der 
Beitragserhöhungen unum- 
gänglich macht. 

Diktat des Budgets 
• Die flächendeckende 
Krankenhausversorgung mit 
Qualität ist durch die rot- 
grüne Krankhausreform ge- 
fährdet. Mit Fallpauschalen 
Werden die Krankenhäuser 
noch schärfer als bisher unter 
das Diktat des Budgets ge- 
lungen, und-entgegen ur- 
sprünglichen Zusagen - ist 
die Bundesregierung auf 
2entrale Forderungen der 
Union nicht eingegangen. 
Wolfgang Lohmann und 
Hans-Georg Faust, Be- 
richterstatter der CDU/CSU 
'Ur Gesundheitspolitik: „Vor 
a"en Dingen gibt es den Si- 
eherstellungszuschlag nicht, 
der die Wirtschaftlichkeit 
v°n Krankenhäusern im 
Endlichen Raum hätte si- 
cherstellen sollen." 

^«t Füßen getreten 
J* "An den Rand des Ruins" 
at Schröder die deutschen 

^lädte, Kreise und Gemein- 
en regiert. Immer neue Auf- 

gaben, Kosten und Eingriffe 

in die kommunalen Einnah- 
men sind die Ursache einer 
erschreckenden Bilanz. Zu- 
sätzlich belasten 60 Prozent 
der EU-Entscheidungen die 
Gemeindekassen. Peter 
Götz, kommunalpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU: 
„Dahinter steht die kommu- 
nalfeindliche zentralistische 
Politik ganz nach sozialde- 
mokratischer Tradition." 

Höhere Strompreise 
• Ein „Dokument der un- 
schlüssigen Energiepolitik" 
hat der Berichterstatter für 
Energiepolitik der CDU/ 
CSU, Kurt-Dieter Grill, 
das KWK-Gesetz genannt, 
das mit der Koalitionsmehr- 
heit am 1. März verabschie- 
det worden ist. Es subven- 
tioniert u.a. Kraft-Wärme- 
Koppelungs-Anlagen, die 
dem Gesetzeszweck der 
CO^-Verminderung zuwi- 
derlaufen. Ebenso werden 
die Vorteile der Liberalisie- 
rung des Energiemarkts zu- 
nichte gemacht, die von der 
CDU/CSU eingeleitet wor- 
den sind. Mittelstand und 
Tarifkunden werden schließ- 
lich die Kosten der Subven- 
tionierung zu tragen haben. 

Postenschacher 
• Mit einer deutlichen War- 
nung hat sich der Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Friedrich Merz, an 
die Bundesländer gewandt, 

die der Bundesbankreform 
im Bundesrat noch zustim- 
men müssen: „Die rot-grüne 
Regierungskoalition will mit 
dieser Reform nicht nur die 
bewährte föderale Struktur 
der Bundesbank zerschlagen, 
sondern vor allem lukrative 
Posten für Sozialdemokraten 
und Grüne schaffen." Unbe- 
dingt verhindert werden müs- 
se, dass Parteizugehörigkeit 
vor Fachkompetenz rangiere. 

Mittelstand gefährdet 
• „Energischen Einsatz" für 
eine stärkere Mittelstandso- 
rientierung der geplanten 
Eigenkapital vorschriften hat 
der mittelstandspolitische 
Sprecher der CDU/CSU, 
Hansjürgen Doss, von den 
deutschen Verhandlungs- 
führern bei den Baseler Kon- 
sultationen (Basel II) gefor- 
dert. Zu den Forderungen des 
Mittelstands gehören vor al- 
lem: Verzicht auf Aufschlä- 
ge für langfristige Kredit- 
laufzeiten, stärkere Berück- 
sichtigung der bisher in 
Deutschland banküblichen 
Sicherheiten sowie ein Bo- 
nus für kleinere Unterneh- 
men beim internen rating 
durch die Banken. 

Unsachgemäß 
• Für Schützen, Jäger und 
Sammler hat der rot-grüne 
Gesetzentwurf eines neuen 
Waffenrechts „katastropha- 
le" Folgen. Um mit Sach- 
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künde doch noch ein ver- 
nünftiges Gesetzesziel zu er- 
reichen, hat die CDU/CSU- 
Fraktion für den 20. März 
eine öffentliche Anhörung 
im Innenausschuss beantragt 
und Vertreter der Gewerk- 
schaft der Polizei, des Deut- 
schen Schützenbundes, des 
Deutschen Jagdschutzver- 
bands, des Forums Waffen- 
recht und der Waffensamm- 
ler als Sachverständige be- 
nannt. Erwin Marschewski, 
innenpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU, und Hart- 
mut Koschyk, Berichter- 
statter zum Waffenrecht: 
„Die Probleme müssen sach- 
gerecht gelöst werden." 

Gegen Kahlschlag 
• Als wertvolle Unterstüt- 
zung seiner schwierigen 
Aufgabe hat Erhard Busek 
die Initiativen der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
zum Stabilitätspakt Südost- 
europa gewürdigt. Dabei 
hob der EU-Sonderkoordi- 
natoraus Österreich den An- 
trag gegen den haushaltspo- 
litischen Kahlschlag hervor, 
mit dem Rot-Grün die Ent- 
wicklungskooperation mit 
den Transformationsstaaten 
gefährdet. Busek bedauerte, 
dass die EU-Kommission 
die Konfliktprävention ver- 
nachlässige und dem Ko- 
operationssektor Bildung 
und Erziehung zu wenig Be- 
achtung schenke. UD 

ANDREAS   SCHMIDT: 

SPD mitten im Spendensumpf 
Der Obmann der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
im 1. Untersuchungsaus- 
schuss erklärte: 

Der Schmiergeldskan- 
dal um das NRW-SPD- 
Präsidiumsmitglied Nor- 
bert Rüther ist der GAU für 
die SPD. Mit einer beispiel- 
losen Hetzkampagne hat 
die SPD, gesteuert von 
ihrem Generalsekretär 
Franz Müntefering und 
dem Fraktionsvorsitzenden 
Peter Struck, mit Billigung 
des Parteivorsitzenden 
Gerhard Schröder die CDU 
seit Jahren diffamiert, ob- 
wohl die CDU eigene Ver- 
stöße gegen das Parteienge- 
setz intensiv aufgeklärt hat. 
Jetzt ist im Landesverband 
Münteferings in Verbin- 
dung mit einer Schmier- 
geldaffäre ein ausgeklügel- 
tes, illegales Parteienspen- 
densystem der SPD-NRW 
aufgeflogen. 

Bisher sind es 340.000 
DM (174.000 Euro) Be- 
stechungsgelder, die - als 
anonyme Spenden getarnt- 
gestückelt in den SPD- 
Partei kassen verschwunden 
sein sollen, und kein Spit- 
zengenosse will etwas be- 
merkt haben. Wir werden 
im   1.   Untersuchungsaus- 

schuss un- 
verzüglich 
die Beizieh- 
ung aller 
Unterlagen 
bei der SPD, 
der zuständigen Oberfi- 
nanzdirektion und der 
Staatsanwaltschaft und u.a. 
die Vernehmung des jetzi- 
gen SPD-Landesvorsitzen- 
den Harald Schartau und 
seines Vorgängers Franz 
Müntefering beantragen, 
um Licht in das Dunkel 
dieser Affäre zu bringen. 

Gleiche Messlatte 

Ich fordere Bundestags- 
präsident Wolfgang Thier- 
se auf, an seine Partei die 
gleiche Messlatte anzule- 
gen wie an die CDU und 
unverzüglich alle nach 
dem Parteiengesetz zuläs- 
sigen Sanktionen gegen 
die SPD zu verhängen. 

Auf der Internetseite 
der SPD heuchelt die SPD- 
Bundesschatzmeisterin, 
Frau Inge Wettig-Daniel- 
meier, im übrigen aucn 
heute noch: „Transparenz 
ist uns oberstes Gebot, die 
Einhaltung des Parteienge- 
setzes Verpflichtung." 
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FRAUEN-UNION 

FRAU   &   POLITIK   1/2002 

Terra inkognita 
Flucht aus der Büchse 
der Pandora oder Auf- 
bruch ins Land der 
Hoffnung? 
• Schwerpunktthema 

der ersten Ausgabe des frau- 
enpolitischen Magazins der 
Frauen-Union ist die Dis- 
kussion in der Bio- und Gen- 
technologie. Mit der Ent- 
scheidung des Bundestages 
am 30. Januar für ein 
grundsätzliches Nein zum 
Stammzellenimport, bei 
dem Ausnahmen streng be- 
grenzt und kontrolliert von 
einer Behörde möglich sind, 
^urde nur ein vorläufiger 
Abschluss der Debatte ge- 
funden. Der in unserer Ge- 
SeUschaft schwelende Zwie- 
spalt bleibt bestehen. Die 
Diskussion ist nicht nur aus 
Wissenschaftlichen, sondern 
ai>ch unterfrauenpolitischen 
Gesichtspunkten von großer 
Bedeutung für die Frauen in 

Deutschland. Neben einer 
ausführlichen Darstellung 
der Problematik mit Glossar 
und den Regelungen anderer 
Staaten, finden Sie eine 
Chronik der Diskussion so- 
wie Adressen für weiter- 
führende Informationen. 

• Terra inkognita gilt 
auch für das zweite Schwer- 
punktthema zur Lage der 
Frauen in Afghanistan, die 
vielen Menschen in Deutsch- 
land weitgehend unbekannt 
ist. Seit dem Spätherbst des 
Jahres 2001 hat die Frauen- 
Union gemeinsam mit der 
Mutterpartei Anstrengun- 
gen zur Linderung der 
schlimmen Lage unternom- 
men. Sie hat sich in einem 
ersten Schritt einem Projekt 
der Deutschen Welthunger- 
hilfe unter Vorsitz von 
Ingeborg Schäuble ange- 
schlossen und zu Spenden 
aufgerufen. 

• Im Beitrag „...denn du 
bist ein Mädchen" erfahren 
Sie nicht nur mehr über die 
Lage der Frauen unter dem 
Taliban-Regime, sondern 
auch welche Hoffnungen 
Organisationen im Lande 
selbst auf eine zukünftige 
Entwicklung setzen, wel- 
che Anstrengungen erfor- 
derlich sind und wie Sie hel- 
fen können. 

„Frau & Politik" können 
Sie über die Bundesge- 
schäftsstelle der Frauen- 
Union beziehen und auch 
zum Jahrespreis von 
15,- Euro für 6 Ausgaben 
abonnieren. 

Christoph Ahlhaus ist neuer Landes- 
geschäftsführer der Hamburger CDU. Er 
'st seit 16 Jahren Mitglied derCDU und seit 
über zehn Jahren als Vorsitzender des 
CDU-Stadtbezirksverbands Heidelberg- 
Altstadt/Schlierbach aktiv. Ahlhaus hat 
seine Aufgabe vom bisherigen Geschäfts- 
führer Wulf Brocke übernommen, der am 
1- Februar Leiter des Verbindungsbüros 
der KAS in Sofia geworden ist. 

BahnCard FUR SENIOREN muss 
bleiben! Mit dieser Forderung hat sich 
der Bundesvorstand der Senioren Union 
entschieden von der Absicht der Deut- 
schen Bahn distanziert, die BahnCard für 
Senioren abzuschaffen: „Ausgerechnet 
auf Kosten der treuesten Kunden sollen 
Marktnischen zur Gewinnmaximierung 
erschlossen werden." Ein neues Beispiel 
für Verbraucherfeindlichkeit der Bahn. 
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ANGELA   MERKEL   UND   HERMANN-JOSEF   ARENTZ: 

Betriebsratswahlen sind so wichtig 
wie politische Wahlen 

In der Bundesrepublik 
werden in der Zeit von 1. 
März bis 31. Mai über 
250.000 Betriebsräte ge- 
wählt. CDU und Sozial- 
ausschüsse wollen, dass 
diese Wahlen dazu beitra- 
gen, Solidarität und Ge- 
rechtigkeit in der Arbeits- 
welt zu stärken. 

Die Union ist die Partei 
der Sozialen Marktwirt- 
schaft. Auch die gesetzliche 
Ausgestaltung der Mitbe- 
stimmungsidee wurde von 
der Union geprägt. In Zu- 
kunft werden wir weiterhin 
die Interessen der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeit- 
nehmer ins Zentrum unserer 
Politik stellen. Deshalb sind 
für uns Betriebsratwahlen 
ebenso wichtig wie politi- 
sche Wahlen. 

Auf die Betriebsräte 
kommen neue Heraus- 

forderungen zu 

Die Arbeitswelt ist im 
Umbruch: Die Globalisie- 
rung und der Wandel zur 
Wissensgesellschaft bieten 
vielfältige Chancen für Ar- 
beitnehmer und Betriebe. 
Gleichzeitig   kommen   auf 

die Betriebsräte viele neue 
Herausforderungen zu: Be- 
triebe werden ausgegründet, 
aufgelöst oder in kaum über- 
schaubare Industriekonzer- 
ne integriert. In dieser Situa- 
tion steigt die Verantwor- 
tung der Betriebsräte, und 
die Betriebsratswahlen ge- 
winnen an Gewicht und Be- 
achtung. 

Nur ein funktionierender 
Betriebsrat kann die Milbe - 
stimmungs- und Beteili- 
gungsrechte, z. B. bei der 
immer wichtiger werdenden 
Flexibilisierung der Ar- 
beitszeit oder der Erstellung 
von Sozialplänen, wirksam 
wahrnehmen. Dabei errei- 
chen Betriebsräte oftmals 
viel. Mit ihrem hohen per- 
sönlichen Einsatz leisten sie 
nicht nur einen unverzicht- 
baren Beitrag zum innerbe- 
trieblichen Frieden und 
Fortschritt, sondern darüber 

hinaus auch einen wichtigen 
gesellschaftlichen Dienst. 
Dies verdient Anerkennung 
und Respekt! 

Stellen Sie sich als 
Kandidatin und Kandi- 

dat zu Verfügung 

Die Betriebsräte von 
morgen brauchen über ihr 
Fachwissen hinaus ein ho- 
hes Maß an sozialer Kompe' 
tenz. In dem Bemühen, zwi- 
schen den unterschiedlichen 

Interessen einen sachge- 
rechten Ausgleich zu fin- 
den, sind die Betriebsräte 

auf das Vertrauen der Ar- 
beitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer in den Betrieben 
ebenso angewiesen wie auf 
die Solidarität von außen- 
Die Union und besonders 
die Sozialausschüsse versu- 
chen deshalb die Betriebs- 
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räte in vielfältiger Hinsicht 
zu unterstützen. 

Wir rufen alle Mitarbei- 
terinnen und Mitarbeiter in 
den Betrieben auf, sich an 
der Betriebsratswahl zu be- 
teiligen. Stellen Sie sich vor 
allem auch selbst als Kandi- 
datin und Kandidat für die 
Wahl zur Verfügung. 

Noch immer gibt es be- 
triebsratsfähige Betriebe oh- 
ne Betriebsräte. Überlegen 
Sie sich, ob damit nicht Chan- 
cen vergeben werden. Von 
den Arbeitgebern erwarten 
8*K, die Bildung und Wahl 
von Betriebsräten nicht zu 
behindern. 

GEMEINSAMER 
• AUFRUF   DER 
PARTEIVORSIT- 

ZENDEN   UND   DES 
VORSITZENDEN 

DER   CHRISTLICH- 
DEMOKRATISCHEN 

ARBEITNEHMER- 
SCHAFT  (CDA) 

Wir danken ausdrücklich 
allen Frauen und Männern, 
die sich bisher als Bclriebs- 
ratsmitglieder engagiert ha- 
ben oder für die Wahl kandi- 
dieren. Unser Motto „Mitten 
im Leben" heißt: für Arbeit- 
nehmer da zu sein. Sie sind 

die Basis unserer Partei. Be- 
triebsräte stehen mitten im 
Leben und mitten in der Ar- 
beitswelt. Sie müssen von 
den Parteien gehört und un- 
terstützt werden, damit die 
Politik die „Bodenhaftung" 
nicht verliert. 

Eine Arbeitnehmerver- 
tretung ist vor allem dann er- 
folgreich, wenn die Beleg- 
schaft ihr gemeinsam den 
Rücken stärkt. Unterstützen 
Sie die gewählten Betriebs- 
räte nach besten Kräften. Sie 
unterstützen damit eine ver- 
trauensvolle Zusammenar- 
beit zwischen Arbeitneh- 
mern und Betrieb. 

CDU-AUSLANDSVERBAND   BRÜSSEL-BELGIEN 

Im Sinne von Solidarität und Subsidiarität 
Mit einer Erklärung zur 
Konstituierung des Eu- 
ropäischen Konvents hat 
sich am 26. Februar die 
Mitgliederversammlung 
des CDU-Auslandsver- 
bands Brüssel-Belgien zu 
Wort gemeldet. 

Mit der Einberufung des 
Konvents verbindet der 
Auslandsverband die Er- 
wartung auf eine grund- 
sätzliche und demokratisch 
legitimierte Reform der 
europäischen Verträge. - 
Nicht zuletzt wegen des be- 
istehenden Beitritts der 
Mittel-   und   osteuropäi- 

schen Staaten und Völker 
zur Union. 

Unter Punkt 2 von ins- 
gesamt zwölf Forde- 
rungen der Erklärung 
heißt es: 
Der Europäische Kon- 

vent wird seinem histori- 
schen Auftrag nur dann ge- 
recht werden können, wenn 
er als Ergebnis seiner Kon- 
sensarbeit den Entwurf ei- 
nes Verfassungsvertrags 
vorlegt. Dieser Verfas- 
sungsvertrag sollte sich auf 
wesentliche Klärungen und 
Festlegungen beschränken, 
nämlich auf die Benennung 

der Prinzipien und Werte, 
an denen sich die Union ori- 
entiert; auf die Bestätigung 
der Grund- und Bürger- 
rechte, die sie achtet; auf 
die Beschreibung der Insti- 
tutionen, Verfahren und In- 
strumente, die ihr zur Ver- 
fügung stehen müssen, um 
ihre Ziele zu verwirkli- 
chen; sowie auf die Regeln, 
nach denen die Institutio- 
nen der Union und die Mit- 
gliedstaaten (einschliess- 
lich ihrer Regionen) im 
Sinne von Solidarität und 
Subsidiarität zusammen- 
wirken sollen. 
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TTXTCD  WCÜlO 
ZUWANDERUNG 

Das Gesetz wird 
mehr verändern als 

alles Bisherige 

Nach allem, was dieser Ko- 
alition in ihrem Reformeifer 
schon an Fehlern unterlau- 
fen ist, war es kein unbilliges 
Verlangen der Unionsfrak- 
tion im Bundestag, mehr als 
einen Tag Zeit zu bekommen 
für das Studium des überar- 
beiteten Zuwanderungsge- 
setzes. Wenn der SPD-Poli- 
tiker Wiefelpütz meint, mit 
den Änderungen, die auf 
58 Seiten hochkomplizierter 
Gesetzesmaterie eingestreut 
wurden, könne man sich in 
einer Stunde vertraut ma- 
chen, zeugt das nicht von 
Sorgfalt. Dabei geht es um 
ein Gesetz, das Deutschland 
mehr verändern wird als al- 
les, was diese Regierung bis- 
her auf den Weg gebracht 
hat   Frankfurter Allgemeine 

Die große Mehrheit 
ist dagegen 

Stoiber hat am Ende gar 

nicht mal schlechte Chan- 
cen , aus der Einwanderungs- 
debatte als Gewinner her- 
vorzugehen. Denn die große 
Mehrheit der Bevölkerung ist 
gegen noch mehr Einwande- 
rung.Obein Einwanderungs- 
gesetz kommt oder nicht: 
Stoiber steht mit seiner Ab- 
lehnung immer auf der Seite 
der Bevölkerungsmehrheit. 
Man muss sich über die Ein- 
stellung der Bevölkerung 
nicht wundern. Denn die Er- 
fahrungen der Bürger mit 
Einwanderung sind negativ. 
Sie sehen ausländische Par- 
allelgesellschaften entste- 
hen; die Pisa-Studie zeigt, 
dass ein hoher Ausländeran- 
teil an Schulen zur Bildungs- 
bremse wird; die Integration 
der Jüngeren nimmt nicht zu, 
sondern ab; die Einwande- 
rung endet allzu oft in der So- 
zialhilfe. Davor verschließen 
nur Naive und Ideologen die 
Augen. Die Welt 

Wahlkampfthema - 
so oder so 

Die Frage, ob die Einwan- 
derungspolitik zum Wahl- 
kampfthema wird, ist beant- 
wortet: sie wird. Und das ist 

nur recht und billig, denn 
kein anderes Vorhaben die- 
ser Regierung wird so weit 
reichende gesellschaftliche 
Folgen haben, kein anderes 
so wenig rückholbar sein 
wie das Einwanderungsge- 
setz. Da die SPD die Verab- 
schiedung ins Wahlkampf- 
jahr gelegt hat, wird sie es 
auch in ihre Kampagne ein- 
bauen - so oder so. 

Frankfurter Allgemeine 

STATISTIK 

Schröder fürchtet die 
negative Schlagzeile 

Nun geht es also doch nicht 
so schnell wie erwartet: Die 
rot-grüne Bundesregierung 
will die Reform der Arbeits- 
losenstatistik auf die näch- 
ste Legislaturperiode ver- 
schieben - offiziell weil die 
Neufassung so kompliziert 
und zeitaufwendig sei, '" 
Wahrheit doch wohl vor al- 
lem, weil Wahlkämpfer 

Gerhard Schröder sonst die 
Schlagzeile „Regierung 
trickst bei Arbeitslosensta- 

tistik "fürchten muss. 
Financial Times Deutschland 
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Rolle rückwärts 

Öa.v /?a?te sich Riester fein 
ausgedacht: Im Windschat- 
ten der Arbeitsamtsreform 
Sollte er auch gleich die Ar- 
beitslosenstatistik mit reno- 
vieren. Wer keinen Job hat. 
svll auch die Statistik nicht 
belasten. 1,2 Millionen Ar- 
beitslose hätte Riester mit 
seiner Operation noch vor 
der Bundestagswahl aus der 
Statistik entfernt. Garantiert 
Weniger als die versproche- 
ncn 3,5 Millionen Arbeitslo- 
hn hätte er seinem Kanzler 
Präsentiert. Aber so dumm 
lst das Volk nicht, dass es die 
Wundersame Verringerung 
der Arbeitslosigkeit nicht 
durchschaut hätte. Im Ge- 
genteil: Jeden Wahlkämpfer 
hätte es gefragt, ob der Par- 
tei nichts besseres einfalle, 
°ls mit der Statistik zu trick- 
Sen. Rheinische Post 

28.   FEBRUAR 

Adieu, DM... 

^•v ist natürlich nur Zufall, 
aber er fügt ein mächtiges 

Bild: Der Tag, an dem die 
Deutschen endgültig Ab- 
schied nehmen von ihrer 
Mark, ist auch der, an dem 
sie mit 14 anderen Nationen 
zum letzten Horizont der Eu- 
ropäischen Union aufbre- 
chen, zu einer geschriebe- 
nen Verfassung. Heute hört 
die Mark auf, deutsches 
Zahlungsmittel zu sein; heu- 
te beginnt der „ Konvent" der 
Europäer seine Fahrt ins 
Neuland. Die Welt 

... hallo, Konvent 

Ein neues Kapitel im Buch 
der europäischen Einigung: 
Der Konvent zur Zukunft der 
Europäischen Union nimmt 
seine Arbeit auf. Wer an hi- 
storischen Vergleichen Ge- 
fallenfindet, dem fällt beim 
Stichwort „Konvent" die 
amerikanische Verfassungs- 
geschichte ein. Er blättert 
darin zurück bis zum Jahr 
1787, um das europäische 
Projekt schon jetzt mit dem 
Signum des Epochalen zu 
versehen. In Philadelphia 
hatten damals dreizehn ge- 
rade unabhängig gewordene 
Einzelstaaten die Arbeit an 
einer Bundesverfassung für 

die Vereinigten Staaten von 
Amerika aufgenommen. 

Frankfurter Allgemeine 

BERLIN 

Krisenstimmung 

Ist Berlin ein sinkendes Schiff, 
von dem sich seine Besatzung 
mehr und mehr zurückzieht? 
Die neueste Forsa-Umfrage 
scheint das zu bestätigen. 
Knapp 30 Prozent der Be- 
fragten haben schon daran 
gedacht, aus der Hauptstadt 
wegzuziehen, um anderswo 
ihr berufliches Glück zu fin- 
den . Besonders die Menschen 
„im besten Alter" zwischen 
18 und 44 Jahren denken in 
mehr als 40 Prozent der Fälle 
darüber nach, Berlin den 
Rücken zu kehren. Die wirt- 
schaftliche Krise geht offen- 
bar ihren Bewohnern an die 
Substanz. Teilung und Block- 
ade, ja selbst der Mauerbau 
haben den Überlebenswillen 
der Stadt nicht brechen kön- 
nen. Dies soll nun durch eine 
wirtschaftliche Krisenstim- 
mung samt Milliardenloch im 
Haushalt gelingen? 

Berliner Morgenpost 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Plakat 

„Der 4-Millionen-Kanzler" 

DIN Al 
Best-Nr.: 7801 

25 Expl. 11,25 € 

DINAO 
Best-Nr.: 7800 

25 Expl. 20,- € 

Plakat 

„Wirtschaftswachstum 
made by Schröder - 
Letzter in Europa." 

DIN Al 
Best-Nr.: 7812 

50 Expl. 18,-€ 

Wirtschaftswachstum 
made by Schröder - 
Letzter in Europa. 

CDU 
Daulichland braucht »iadar ein« (ata WlrtickaftapoHtl«. 

4 MILLIONEN 
ARBEITSLOSE: 
WANN WIRD ENDLICH 

REAGIERT? 

CDU 

Deutschland braucht wieder eine cute Wirtschaftspolitik. 

Plakat 

„4 Millionen Arbeitslose: 
wann wird 
endlich reagiert?" 

DIN Al 
Best-Nr.: 7803 

25 Expl. 11,25 € 

DINAO 
Best-Nr.: 7802 

25 Expl. 20,- € 
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ÖFFENTLICHKEITSA R B EIT ' 

Postkarten-Edition „Wirtschaftswachstum made my Schröder" 

Best-Nr.: 9815 5 Sets (1 Set = 6 Motive) 1,85 € 

Werbemittel „Saatpostkarte Wildblume" 

Best-Nr.: 9811 

-   200 Expl. 80,-€ 

Leporello „Wirtschaftswachstum" 

Best-Nr.: 2813 

100 Expl. 15,- € 

Wirtschaftswachstum 
made by Schröder - 
Letzter in Europa. 

CDU 

UID 7/2002 • 23 



UD 
Union   Betriebs   Gmb 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Pos 
Entgelt   bezahlt. 

ABU 2600-4-2720 KV 1239   523 
G 8398 

K o n r a >::! - A d e»n a u e r - 81 :i. f t u n q e., V 
"'OBtfach 12 60 

Im Osten was Neues. 

Gemeinsam mehr aus Deutschland machen. CDU 

Broschüre „Im Osten was Neues. 

Best-Nr.: 5824 

50 Expl.: 13,00 € 

Im Osten was Neues. 

JA - y $wBk 

CDU 

Beschluss 
„Im Osten was Neues" 

Best-Nr.: 5796 

10 Expl.: 5,30 € 

Alle Preise gelten zzgl. MwSt. und Versand gemäß Versandbedingungen 

BESTELLANSCHRlf1 

Bertelsmann Distribution G"'p 

- IS- Versandzentrum -    . 
Postfach 1162J.U59 VersnH''1' 

Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

1 


